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hat die 2. Kammer des Verwaltungsgerichts Koblenz aufgrund der mündlichen Ver-
handlung vom 26. August 2026, an der teilgenommen haben 

Vorsitzende Richterin am Verwaltungsgericht Breitbach 
Richterin am Verwaltungsgericht Blifernez 
Richterin Dr. Theobald 
ehrenamtliche Richterin Hausfrau Lehnert 
ehrenamtliche Richterin Speditionskauffrau Ley 

für Recht erkannt: 

Die Klage wird abgewiesen. 

Die Klägerin trägt die Kosten des Verfahrens. 

Das Urteil ist wegen der Kosten vorläufig vollstreckbar. 

 

Tatbestand 

Die Beteiligten streiten um die endgültige Festsetzung und Rückforderung einer 

Corona-Soforthilfe. 

Die Klägerin, Inhaberin einer Zahnarztpraxis in A***, beantragte am 8. April 2020 

bei der Beklagten für ihr 9,8 Mitarbeitende beschäftigendes Unternehmen die Ge-

währung einer Corona-Soforthilfe des Bundes als Billigkeitsleistung für von der 

Corona-Krise in ihrer Existenz bedrohte kleine Unternehmen und Soloselbststän-

dige. Im Antragsformular gab sie einen voraussichtlichen Liquiditätsengpass i.H.v. 

32.720,00 € für die auf die Antragstellung folgenden drei Monate an.  

Daraufhin gewährte die Beklagte der Klägerin mit „vorläufigem Bewilligungsbe-

scheid“ vom 21. April 2020 „vorbehaltlich einer späteren abschließenden Entschei-

dung“ eine Corona-Soforthilfe i.H.v. 15.000,00 €. Die Beklagte wies im Bescheid 

ausdrücklich darauf hin, dass mit einer teilweisen oder vollständigen Rückforderung 

der Soforthilfe zu rechnen sei, soweit sich nach einer abschließenden Prüfung der 

Sach- und/oder Rechtslage das Nichtvorliegen der Voraussetzungen für die Ge-

währung der Soforthilfe ergebe.  

Sodann wurde der Klägerin die Soforthilfe in der vorläufig bewilligten Höhe ausge-

zahlt. 
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Im Rahmen der Durchführung von Pflichtüberprüfungen betreffend die ordnungsge-

mäße Verwendung der Corona-Soforthilfen forderte die Beklagte die Klägerin 

zwecks Abgleichs der seinerzeitigen Engpasseinschätzung mit dem tatsächlich ein-

getretenen Liquiditätsengpass mit Schreiben vom 22. November 2023 auf, im Ein-

zelnen näher aufgeschlüsselte Angaben über den tatsächlichen erwerbsmäßigen 

Sach- und Finanzaufwand im Betrachtungszeitraum zu machen. Gleichzeitig sei die 

Summe der fortlaufenden Einnahmen aus dem Geschäftsbetrieb im selben Zeit-

raum mitzuteilen. Zum maßgeblichen Betrachtungszeitraum stellte die Beklagte 

klar, dass der Monat der Antragstellung bei der seinerzeitigen vorläufigen Bewilli-

gung komplett in die Berechnung einbezogen worden sei. 

Die Klägerin kam der Aufforderung der Beklagten durch Mitteilung vom 12. März 

2024 nach und bezifferte die Summe der abgefragten erwerbsmäßigen Ausgaben 

für den Dreimonatszeitraum auf 86.859,43 €. Die Summe der Einnahmen gab sie 

mit 121.302,77 € an (vgl. „Antragszusammenfassung für CSH“, Bl. 26 Verwaltungs-

akte). 

Die Beklagte setzte die der Klägerin zustehende Corona-Soforthilfe mit Schlussbe-

scheid vom 8. Januar 2025 abschließend auf 0,00 € fest (Ziffern 1 und 3 des Be-

scheids) und ersetzte den vorläufigen Bewilligungsbescheid rückwirkend mit der 

Bekanntgabe des Schlussbescheids durch diesen (Ziffer 2). Weiterhin forderte sie 

die Klägerin zur Rückzahlung der auf Grundlage des vorläufigen Bewilligungsbe-

scheids ausgezahlten Billigkeitsleistung i.H.v. 15.000,00 € binnen drei Monaten ab 

Datum des Schlussbescheids auf (Ziffer 4). Zur Begründung ist ausgeführt, die Aus-

zahlung der Soforthilfe sei erfolgt, um die Verbindlichkeiten in den auf die Antrag-

stellung folgenden drei Monaten aus dem fortlaufenden erwerbsmäßigen Sach- und 

Finanzaufwand zu decken, sofern die fortlaufenden Einnahmen aus dem Ge-

schäftsbetrieb voraussichtlich nicht ausreichen würden (Liquiditätsengpass). Die 

Soforthilfe sei hierbei auf Basis des betrieblichen Sach- und Finanzaufwands bezo-

gen auf den Antragsmonat und die beiden darauffolgenden Monate berechnet wor-

den. Nunmehr habe sich – unter Zugrundelegung der von der Klägerin mitgeteilten 

Zahlen – ergeben, dass im maßgeblichen Zeitraum kein Liquiditätsengpass bestan-

den habe.  
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Hiergegen erhob die Klägerin unter dem 10. Februar 2025 Widerspruch und führte 

zur Begründung im Wesentlichen aus, der Schlussbescheid sei mangels vorheriger 

Anhörung, wegen vollautomatisierten Erlasses ohne Einzelfallprüfung und wegen 

unzureichender Begründung schon formell fehlerhaft. Darüber hinaus sei er auch 

materiell zu beanstanden. Denn im Zeitpunkt der Antragstellung habe man der da-

mals geltenden Richtlinie eine eindeutige Zweckbindung der Corona-Soforthilfen 

nicht entnehmen können. Ausgehend hiervon sei es rechtswidrig, die gewährten 

Hilfen nunmehr wegen einer Zweckverfehlung zurückzufordern. Im Übrigen scheide 

eine Rückforderung auch deshalb aus, weil sie die Mittel berechtigterweise zur Mil-

derung einer finanziellen Notlage verwendet habe. In ähnlichen Fallkonstellationen 

hätten sowohl der Verwaltungsgerichtshof Baden-Württemberg als auch das Ober-

verwaltungsgericht Nordrhein-Westfalen Rückforderungsbescheide als rechtswidrig 

eingestuft. In Rheinland-Pfalz könne nichts anderes gelten. Ferner habe die Be-

klagte den Liquiditätsengpass fehlerhaft berechnet, weil sie allein auf den Mittelzu- 

und -abfluss während des Dreimonatszeitraums ab Antragstellung abgestellt habe. 

Hierdurch werde nicht hinreichend berücksichtigt, dass sich der Shutdown in ihrem 

Fall wegen der bei Ärzten üblichen quartalsmäßigen Abrechnung erst im Folgequar-

tal niedergeschlagen habe. Weiterhin erhebe sie gegen den von der Beklagten gel-

tend gemachten Rückforderungsanspruch die Einrede der Verjährung und die Ein-

rede der Verwirkung. Der Tatbestand der Verwirkung sei aufgrund politischer Zusa-

gen betreffend das Behaltendürfen der Soforthilfen erfüllt. 

Die Beklagte wies den Widerspruch mit Widerspruchsbescheid vom 8. Dezember 

2025, der Klägerin zugestellt am 11. Dezember 2025, zurück. Zur Begründung heißt 

es insbesondere, das für die Bewilligung einer Corona-Soforthilfe erforderliche 

Merkmal eines Liquiditätsengpasses sei bereits im Antragsformular erläutert wor-

den. Weiterhin habe man die Klägerin mit dem vorläufigen Bewilligungsbescheid 

darauf hingewiesen, dass mit einer teilweisen oder vollständigen Rückforderung ge-

rechnet werden müsse. Im Übrigen bestehe kein Rechtsanspruch auf die Gewäh-

rung der als Billigkeitsleistung ausgestalteten Corona-Soforthilfen. Vielmehr ergehe 

die Entscheidung aufgrund pflichtgemäßen Ermessens im Rahmen der verfügbaren 

Haushaltsmittel. Eine Verjährung liege nicht vor, weil die Verjährungsfrist erst mit 

dem Erlass des Schlussbescheids zu laufen begonnen habe. Auf Vertrauensschutz 

könne sich die Klägerin im Übrigen schon aufgrund der ausdrücklichen Bezeich-

nung des Bewilligungsbescheids als vorläufig nicht berufen. 
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Mit ihrer Klage vom 11. Januar 2026 verfolgt die Klägerin ihr Begehren unter Wie-

derholung und Vertiefung ihrer bisherigen Argumentation weiter und trägt ergän-

zend im Wesentlichen vor, sie habe im Jahr 2020 im Vergleich mit sonstigen Jahren 

erhebliche Umsatzverluste hinnehmen müssen. Dies gehe auf den Umstand zurück, 

dass im Zeitraum von März bis Juni 2020 kein regulärer Zahnarztbetrieb habe statt-

finden dürfen. Diesen habe sie erst im Juli 2020 wieder aufgenommen. Dadurch 

liege in den Monaten von April bis August 2020 jeweils ein Liquiditätsengpass vor. 

Personalkosten seien jedenfalls insoweit als maßgebliche Ausgaben zu berücksich-

tigen, als sie auch Lohnsteuer und Sozialversicherungsbeiträge habe abführen 

müssen. 

Die Klägerin beantragt sinngemäß, 

1. die Beklagte unter Aufhebung von Ziffern 1, 2 und 3 des Schlussbe-

scheids der Beklagten vom 8. Januar 2025 in Gestalt des Wider-

spruchsbescheids vom 8. Dezember 2025 zu verpflichten, die Corona-

Soforthilfe abschließend auf 15.000,00 € festzusetzen. 

2. Ziffer 4 des Schlussbescheids der Beklagten vom 8. Januar 2025 in 

Gestalt des Widerspruchsbescheids vom 8. Dezember 2025 aufzuhe-

ben. 

Die Beklagte beantragt, 

die Klage abzuweisen. 

Sie trägt in Ergänzung ihrer bisherigen Ausführungen insbesondere vor, formelle 

Fehler seien nicht ersichtlich. Durch die Aufforderung zur Mitteilung der maßgebli-

chen Einnahmen und Ausgaben vom 22. November 2023 und dem damit einherge-

henden Hinweis auf die Überprüfung der Förderung sei die Klägerin hinreichend 

angehört worden. Indem im Schlussbescheid auf das Erfordernis des Liquiditäts-

engpasses abgestellt worden sei, liege auch eine hinreichende Begründung der ab-

schließenden abweichenden Festsetzung und der damit einhergehenden Rückfor-

derung vor. Im Übrigen wären etwaige Fehler jedenfalls zwischenzeitlich geheilt 

oder seien unbeachtlich. Ferner entsprächen die abschließende Festsetzung und 
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die Rückforderung der vorläufig bewilligten Summe ihrer insoweit maßgeblichen 

Verwaltungspraxis. Ein möglicherweise davon abweichender Wortlaut der Verwal-

tungsvorschrift sei irrelevant. Nach ihrer ständigen Verwaltungspraxis sei aus-

schlaggebend, ob im Monat der Antragstellung und den darauffolgenden zwei Mo-

naten tatsächlich ein Liquiditätsengpass vorgelegen habe, was bei der Klägerin 

nicht der Fall sei. Personalkosten dürften bei der Berechnung des Liquiditätseng-

passes nicht berücksichtigt werden, da die Corona-Soforthilfen nur dem Ausgleich 

des Sach- und Finanzaufwands hätten dienen sollen. Für Personalkosten habe es 

andere Kompensationsmöglichkeiten gegeben. Die von der Klägerin angeführte 

Rechtsprechung in anderen Bundesländern spiele keine Rolle, weil sich das För-

derprogramm des Landes Rheinland-Pfalz und die dort angewandte Verwaltungs-

praxis von denjenigen anderer Bundesländer unterschieden. Im Übrigen führten 

bloße Umsatzeinbußen nicht zu einem Anspruch auf Corona-Soforthilfe. Sinn und 

Zweck der Corona-Soforthilfen sei nämlich allein die Abwendung einer Existenzge-

fährdung gewesen. 

Wegen der weiteren Einzelheiten des Sach- und Streitstands wird auf die zwischen 

den Beteiligten gewechselten Schriftsätze sowie die beigezogenen Verwaltungs- 

und Widerspruchsvorgänge der Beklagten (ein elektronischer Band) Bezug genom-

men, die Gegenstand der mündlichen Verhandlung gewesen sind. 

Entscheidungsgründe 

Die Klage bleibt insgesamt ohne Erfolg. 

I. Die mit dem Klageantrag zu 1. zur Entscheidung gestellte Klage ist zulässig (1.), 

aber unbegründet (2.). 

1. Die Sachurteilsvoraussetzungen liegen vor, insbesondere ist die Klage als Ver-

pflichtungsklage nach § 42 Abs. 1 Alt. 2 Verwaltungsgerichtsordnung – VwGO – 

statthaft.  

Bei der Verpflichtungsklage handelt es sich um die zutreffende Klageart, weil die 

Beklagte das Subventionsverhältnis durch Bescheid vom 21. April 2020 nur vorläu-

fig geregelt hat und deshalb keine Aufhebung einer vorherigen Bewilligung i.S.d. § 1 

Abs. 1 Landesverwaltungsverfahrensgesetz i.V.m. §§ 48, 49 
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Verwaltungsverfahrensgesetz – VwVfG – vorliegt, welche mit der Anfechtungsklage 

anzugreifen wäre. Vielmehr hat die Beklagte erst mit dem Schlussbescheid, der in-

soweit die Wirkung eines Ablehnungsbescheids entfaltet, eine endgültige Regelung 

getroffen mit der Folge, dass die vorläufige Bewilligung ihre Wirksamkeit nach § 43 

VwVfG verloren hat (vgl. VG Trier, Urteil vom 6. Mai 2026 – 8 K 829/26.TR –, n.v. 

UA S. 8 unter Verweis auf BVerwG, Urteile vom 14. April 1983 – 3 C 8.82 –, und 

vom 19. November 2009 – 3 C 7.09 –, jeweils juris).  

Dass die Beklagte zunächst nur eine vorläufige Regelung getroffen hat, ergibt sich 

aus der insoweit maßgeblichen Perspektive eines objektiven Empfängers (§§ 133, 

157 Bürgerliches Gesetzbuch) bereits aus der Überschrift („Vorläufiger Bewilli-

gungsbescheid“) und dem sonstigen Wortlaut des die Soforthilfe zunächst gewäh-

renden Bescheids vom 21. April 2020. Darin heißt es insbesondere, die Bewilligung 

erfolge „vorbehaltlich einer späteren abschließenden Entscheidung, die diesen Be-

scheid ersetzt und möglicherweise anders lauten kann“ (vgl. zur Auslegung vor dem 

objektiven Empfängerhorizont: BVerwG, Beschluss vom 13. Januar 2026 – 4 B 

6.25 –, juris Rn. 6; OVG NRW, Urteil vom 17. März 2023 – 4 A 1986/22 –, juris 

Rn. 140). 

Diese von der Beklagten gewählte Vorgehensweise unterliegt keinen Rechtmäßig-

keitsbedenken. Es ist vielmehr zulässig, eine Subvention zunächst vorläufig unter 

dem Vorbehalt einer späteren endgültigen Entscheidung zu bewilligen, wenn und 

soweit eine bestehende Ungewissheit hierfür einen sachlichen Grund gibt. Der Vor-

behalt einer späteren endgültigen Entscheidung bewirkt, dass die Behörde die vor-

läufige Regelung im Ausgangsbescheid durch die endgültige Regelung im Schluss-

bescheid ersetzen kann, ohne insoweit an die Einschränkungen der §§ 48, 49 

VwVfG gebunden zu sein (vgl. BVerwG, Beschluss vom 13. Januar 2026, a.a.O. 

Rn. 5; Urteil vom 19. November 2009 – 3 C 7.09 –, juris LS 1).  

Im vorliegenden Fall der Gewährung einer Corona-Soforthilfe findet die Vorläufigkeit 

der Bewilligung einschließlich des Vorbehalts der späteren Sach- und Rechtsprü-

fung ihre Rechtfertigung darin, dass zu Beginn der Corona-Krise im Frühjahr 2020 

eine schnelle Hilfe für Unternehmen nötig war, damit der Zweck der Corona-Sofort-

hilfen (Abwendung von Existenzgefährdungen) überhaupt erfüllt werden konnte. 

Umgekehrt sollten aber nur diejenigen Unternehmen die Fördersumme endgültig 

behalten dürfen, die darauf tatsächlich angewiesen waren. Der sachliche Grund für 
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die verfahrensrechtliche Vorgehensweise der Beklagten liegt damit in der Abhän-

gigkeit von betriebswirtschaftlichen Faktoren (in Form des Liquiditätsengpasses), 

die zum Zeitpunkt der Bewilligungsentscheidung noch nicht feststanden und auch 

nicht feststehen konnten (vgl. VG Gelsenkirchen, Gerichtsbescheid vom 7. Oktober 

2024 – 19 K 1373/24 –, juris Rn. 22).  

2. Die Klage ist aber unbegründet. Die Klägerin hat keinen Anspruch auf die Ge-

währung einer Corona-Soforthilfe. Der dieses Begehren unter Ziffern 1-3 ableh-

nende Schlussbescheid der Beklagten vom 8. Januar 2025 ist in Gestalt des Wider-

spruchsbescheids vom 8. Dezember 2025 rechtmäßig und verletzt die Klägerin 

nicht in ihren Rechten (§ 113 Abs. 5 Satz 2 VwGO). 

a. Bedenken an der formellen Rechtmäßigkeit bestehen nicht.  

aa. Der von der Klägerin gerügte Verstoß gegen § 35a VwVfG liegt nicht vor. Nach 

dieser Vorschrift darf ein Verwaltungsakt nur dann vollständig durch automatische 

Einrichtungen erlassen werden, sofern dies durch Rechtsvorschrift zugelassen ist 

und weder ein Ermessen noch ein Beurteilungsspielraum besteht. Eine Verletzung 

des § 35a VwVfG ist hier schon deshalb nicht gegeben, weil jedenfalls der Wider-

spruchsbescheid, der dem Schlussbescheid gemäß § 79 Abs. 1 Nr. 1 VwGO seine 

endgültige Gestalt gibt, nicht „vollständig durch automatische Einrichtungen erlas-

sen“ wurde.  

Um eine „automatische“ Einrichtung im Sinne des § 35a VwVfG handelt es sich, 

wenn eine nicht-menschliche Recheneinheit die Entscheidungsfindung selbst auto-

matisiert vornimmt, indem sie auf Grundlage von getätigten Eingaben eine Rechen-

operation oder einen anderen subsumtionsähnlichen Vorgang durchführt und sich 

dies mindestens auf die Formulierung des verfügenden Teils des Verwaltungsakts 

auswirkt. Voraussetzung für die Anwendbarkeit von § 35a VwVfG ist weiter, dass 

der Verwaltungsakt „vollständig durch“ die automatische Einrichtung erfolgt, das 

Verfahren zum Erlass des Verwaltungsakts also ohne substantielles menschliches 

Eingreifen und ohne Rückführbarkeit auf den Willen eines menschlichen Amtswal-

ters verläuft (vgl. zum Ganzen: VGH BW, Urteil vom 8. Oktober 2025 – 14 S 

303/25 –, juris Rn. 40 ff. m.w.N.; U. Stelkens, in: Stelkens/Bonk/Sachs, VwVfG, 

10. Aufl. 2023, § 35a Rn. 16-18). 
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Dies vorausgeschickt liegt kein automatisierter Bescheiderlass vor, weil für den Er-

lass des Widerspruchsbescheids zwei namentlich benannte Amtswalter der Beklag-

ten (B***und C***) durch Beifügung ihrer Unterschriften persönlich verantwortlich 

zeichnen. Im Übrigen wird im Widerspruchsbescheid auf die konkreten Anwürfe der 

Klägerin im Widerspruchsverfahren eingegangen. Folglich liegt nicht nur – was be-

reits ausreichen würde – eine menschliche Kontrolle, sondern sogar eine initiale 

menschliche Bescheiderstellung vor.  

bb. Ferner leidet der Schlussbescheid nicht an einem zur formellen Rechtswidrigkeit 

führenden Anhörungsmangel. 

Dabei lässt die Kammer die Frage offen, ob bereits in dem Schreiben der Beklagten 

vom 22. November 2023 („Pflichtüberprüfung des beantragten Liquiditätsengpas-

ses“) die nach § 28 Abs. 1 VwVfG erforderliche Anhörung zu erblicken ist. Hierfür 

spricht neben dem gesamten Verfahrensablauf (zunächst nur vorläufige Bewilligung 

mit dem Hinweis auf Rückforderungsmöglichkeit bei Nichtvorliegen der Vorausset-

zungen, nunmehr Überprüfung des Liquiditätsengpasses) insbesondere der im 

Schreiben vom 22. November 2023 enthaltene Passus „Sollten Sie die Soforthilfe 

des Bundes vollständig zurückgezahlt und dieses Schreiben trotzdem erhalten ha-

ben, …“. Hieraus konnte ein objektiver Empfänger nur den Schluss ableiten, dass 

bei Feststellung des Nichtvorliegens eines Liquiditätsengpasses eine Rückforde-

rung erfolgen werde. 

Darauf kommt es indes nicht an, weil die Beklagte mit Schreiben vom 4. September 

2025, also noch vor Erlass des Widerspruchsbescheids, eine nachträgliche Anhö-

rung durchgeführt und einen etwaigen Mangel i.S.v. § 28 Abs. 1 VwVfG damit je-

denfalls gemäß § 45 Abs. 1 Nr. 3, Abs. 2 VwVfG geheilt hat. 

cc. Weiterhin liegt kein zur formellen Rechtswidrigkeit führendes Begründungsdefi-

zit vor.  

Ungeachtet der Frage, ob der Schlussbescheid mit einer den Anforderungen des 

§ 39 Abs. 1 VwVfG genügenden Begründung versehen war, trifft dies jedenfalls auf 

den Widerspruchsbescheid zu, sodass auch insoweit zumindest eine Heilung – hier 

gemäß § 45 Abs. 1 Nr. 2, Abs. 2 VwVfG – eingetreten ist.  
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b. Die in Ziffern 1-3 des Schlussbescheids tenorierte Ablehnung der Gewährung 

einer Corona-Soforthilfe ist auch materiell rechtmäßig. Die Klägerin hat keinen ent-

sprechenden Anspruch. 

Eine gesetzliche Anspruchsgrundlage für den Erhalt der begehrten Corona-Sofort-

hilfe existiert nicht. Bei den Corona-Soforthilfen handelt es sich um freiwillige Leis-

tungen, deren Gewährung auf Grundlage der einschlägigen Förderrichtlinie, der 

Verwaltungsvorschrift des Ministeriums für Wirtschaft, Verkehr, Landwirtschaft und 

Weinbau des Landes Rheinland-Pfalz über Soforthilfen des Bundes und des Lan-

des Rheinland-Pfalz für die Gewährung von Überbrückungshilfen als Billigkeitsleis-

tungen für von der Corona-Krise in ihrer Existenz bedrohte kleine Unternehmen und 

Soloselbständige vom 1. April 2020 – VV-CSH –, im billigen Ermessen der Behörde 

steht („Billigkeitsleistungen“, § 53 Landeshaushaltsordnung – LHO –) und die nur 

im Rahmen der zur Verfügung stehenden Haushaltsmittel (§§ 23, 44 LHO) erfolgen 

kann (vgl. Ziffer 1.2.3 VV-CSH).  

In diesem Rahmen kann sich ein Anspruch auf die begehrte Förderung allenfalls 

über den Gleichheitsgrundsatz des Art. 3 Abs. 1 Grundgesetz – GG – durch eine 

sogenannte Selbstbindung der Verwaltung ergeben. Art. 3 Abs. 1 GG verleiht jedem 

Subventionsbewerber einen Anspruch auf Gleichbehandlung im Rahmen der För-

derrichtlinie bzw. der Vergabepraxis. Insoweit ist zu beachten, dass subventionsge-

währende Verwaltungsvorschriften – wie hier die VV-CSH – nicht schon durch ihr 

Vorhandensein Rechte des Bürgers begründen. Eine anspruchsbegründende Au-

ßenwirkung gegenüber dem Bürger können sie vielmehr nur im Wege der Selbst-

bindung der Verwaltung erlangen, indem sie für die Verteilung der Fördermittel Maß-

stäbe setzen und damit die Ausübung des Ermessens steuern. Ermessenslenkende 

Verwaltungsvorschriften unterliegen dabei keiner eigenständigen richterlichen Aus-

legung wie Rechtsnormen. Entscheidend ist vielmehr, wie die zuständigen Behör-

den die Verwaltungsvorschrift in ständiger Praxis gehandhabt haben und in wel-

chem Umfang sie infolgedessen an den Gleichheitssatz aus Art. 3 Abs. 1 GG ge-

bunden sind (vgl. BVerwG, Urteil vom 17. Januar 1996 – 11 C 5.95 –, juris Rn. 21 

m.w.N.; Beschluss vom 11. November 2008 – 7 B 38.08 –, juris Rn. 9; BayVGH, 

Beschluss vom 26. März 2026 – 13a ZB 25.1676 –, juris Rn. 24 m.w.N.).  
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Zur Feststellung der tatsächlich geübten Verwaltungspraxis kann dabei neben den 

einschlägigen Förderbestimmungen ergänzend auf öffentliche Verlautbarungen des 

Mittelgebers zurückgegriffen werden, wenn diese Aufschluss über die tatsächlich 

geübte Verwaltungspraxis geben. Maßgeblich für die Selbstbindung der Verwaltung 

ist gleichwohl nicht der Wortlaut dieser Unterlagen, sondern ausschließlich das Ver-

ständnis des Mittelgebers und die daraus resultierende tatsächliche Verwaltungs-

praxis (vgl. VG Trier, Urteil vom 6. Mai 2026, a.a.O. S. 12 f. m.w.N.). 

Die gerichtliche Überprüfung erfolgt nach dem Vorstehenden im Rahmen des § 114 

Satz 1 VwGO nur dahingehend, ob die Versagung der beantragten Förderung auf 

einer gegen den Gleichheitssatz verstoßenden Abweichung von der Vergabepraxis 

beruht oder die Vergabepraxis den durch das Gesetz gezogenen Rahmen verletzt. 

Beides ist hier nicht der Fall. Die Vergabepraxis wurde eingehalten. Danach ist für 

den Erhalt einer Corona-Soforthilfe ein im Einzelnen näher definierter Liquiditäts-

engpass erforderlich. Ein solcher ist bei der Klägerin indes nicht zu verzeichnen 

(aa.). Die Vergabepraxis der Beklagten verstößt auch nicht gegen das Gesetz (bb.).  

aa. Für einen Anspruch der Klägerin auf Corona-Soforthilfe fehlt es am Liquiditäts-

engpass. Ein Liquiditätsengpass liegt nach dem ausschlaggebenden Verständnis 

der Beklagten vor, wenn die Summe der Einnahmen aus dem Geschäftsbetrieb im 

maßgeblichen Dreimonatszeitraum nicht ausreichte, um die Verbindlichkeiten aus 

dem fortlaufenden erwerbsmäßigen Sach- und Finanzaufwand in diesem Zeitraum 

zu decken, wobei weder Personalkosten noch Unternehmerlohn oder private Le-

benshaltungskosten des Unternehmers berücksichtigt werden. Abzustellen ist dabei 

nicht etwa auf die ursprüngliche Prognose, sondern auf den ex post feststellbaren 

tatsächlich eingetretenen Liquiditätsengpass. Heranzuziehen ist der tatsächliche 

Mittelzu- und -abfluss im maßgeblichen Zeitraum. Zweifel daran, dass die Beklagte 

die Fördervoraussetzungen in diesem Sinne auslegt und in ständiger Verwaltungs-

praxis anwendet, sind weder dargetan noch sonst ersichtlich. Vielmehr ist der Kam-

mer eine entsprechende Vergabepraxis aus zahlreichen weiteren Verfahren be-

kannt, wohingegen die Klägerin keine belastbaren Anhaltspunkte für eine anderwei-

tige Verwaltungspraxis benannt hat (so auch VG Trier, Urteil vom 6. Mai 2026, 

a.a.O. S. 14). 

Dass für die Feststellung des Liquiditätsengpasses eine nachträgliche Saldierung 

der tatsächlich entstandenen Einnahmen und Ausgaben anzustellen ist, ist den 
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Regelungen der VV-CSH, die von der Beklagten auch demgemäß verstanden und 

praktiziert werden, gemessen am objektiven Empfängerhorizont hinreichend be-

stimmt zu entnehmen. Ausweislich des in Ziffer 1.1 VV-CSH bestimmten Zwecks 

der Soforthilfe sollte diese nur solchen Soloselbstständigen, Angehörigen der 

Freien Berufe und kleinen Unternehmen dienen, die aufgrund von Liquiditätseng-

pässen in ihrer Existenz bedroht waren. Die Formulierung macht deutlich, dass der 

Liquiditätsengpass im maßgeblichen Betrachtungszeitraum von drei Monaten tat-

sächlich entstanden sein muss („aufgrund von Liquiditätsengpässen … in ihrer Exis-

tenz bedroht sind“). Das Wort „voraussichtlich“ in Ziffer 2.2.1 VV-CSH unter der 

Überschrift „Antragsberechtigung“ trägt dabei allein dem Umstand Rechnung, dass 

die Soforthilfe aufgrund der akuten wirtschaftlichen Ausnahmesituation bereits an-

hand eines lediglich von den Antragstellern prognostizierten Liquiditätsengpasses 

beantragt und gewährt werden konnte. Die bloße Prognose kann aber nach der 

Zweckbestimmung keine – endgültige – zweckkonforme Förderung begründen. Das 

dauerhafte Behaltendürfen der Soforthilfe verlangt vielmehr denknotwendig von Be-

ginn an, dass sich ein Liquiditätsengpass im maßgeblichen Dreimonatszeitraum tat-

sächlich zeigt, da die gewährte Hilfe sonst nicht benötigt wird (vgl. OVG RP, Be-

schluss vom 13. August 2026 – 6 A 10785/26.OVG –, n.v. BA S. 4-5 m.w.N.). 

Personalkosten und Unternehmerlohn fallen nicht unter den Begriff des fortlaufen-

den erwerbsmäßigen Sach- und Finanzaufwands i.S.v. Ziffer 2.2.1 VV-CSH, dürfen 

mithin i.R.d. Saldierung auf Seite der Verbindlichkeiten keine Berücksichtigung fin-

den. Dies ergibt sich zunächst aus der in Ziffer 2.2.1 VV-CSH niedergelegten bei-

spielhaften Aufzählung. Danach gehören zum fortlaufenden erwerbsmäßigen Sach- 

und Finanzaufwand „bspw. gewerbliche Mieten, Pachten, Leasingraten“. Hieraus 

geht erkennbar hervor, dass Personalkosten und Unternehmerlohn bei der Berech-

nung des Liquiditätsengpasses ohne Belang sind. Unter Sachaufwand fallen – in 

Abgrenzung dazu – vielmehr nur solche laufenden Aufwendungen, die für Gebäude, 

Kraftfahrzeuge, Büros usw. anfallen. Der Finanzaufwand wiederum umfasst Auf-

wendungen für Zinsen und sonstige Finanzaufwendungen (vgl. VG Trier, Urteil vom 

25. März 2026 – 8 K 8094/25.TR –, n.v. UA S. 18-19 m.w.N.; dem folgend: OVG 

RP, Beschluss vom 13. August 2026, a.a.O. S. 6). Die Beklagte hat zudem in den 

auf ihrer Homepage öffentlich einsehbaren und damit für die Feststellung der Ver-

waltungspraxis bedeutsamen „FAQ Fragen zum Förderprogramm ,Corona-Sofort-

hilfe für Kleinunternehmen und Soloselbstständigeʻ des Bundes“ (Stand: 14. Juli 
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2022) ausdrücklich klargestellt, dass Personalaufwendungen nicht zum Sach- und 

Finanzaufwand gehören. Es entspricht im Übrigen auch nicht dem Zuwendungs-

zweck der Corona-Soforthilfen, Personalkosten und Unternehmerlohn zu kompen-

sieren. Hierfür standen andere Fördermöglichkeiten wie Kurzarbeitergeld und 

Grundsicherungsleistungen zur Verfügung.  

Soweit die Klägerin die Auffassung vertritt, zumindest Lohnsteuerabgaben und So-

zialversicherungsbeiträge seien bei Berechnung des Liquiditätsengpasses zu ihren 

Gunsten als Ausgaben einzustellen, folgt die Kammer dem nicht. Auch diese Kos-

tenpositionen können nach allgemeinem Verständnis nicht unter den Begriff des 

fortlaufenden erwerbsmäßigen Sach- und Finanzaufwands gefasst werden, son-

dern unterfallen dem Oberbegriff der Personalkosten, welche – wie soeben ausge-

führt – gerade nicht mittels der Corona-Soforthilfen förderfähig sind. Die Klägerin 

legt offenbar selbst kein hiervon abweichendes Verständnis an den Tag, hat sie die 

Lohnsteuerabgaben und Sozialversicherungsbeiträge (hier insbesondere Kranken-

versicherungsbeiträge zu Gunsten der AOK und der TKK) in der von ihr mit Schrift-

satz vom 17. August 2026 zu den Akten gereichten „Zusammenstellung April 2020 

- September 2020“ doch durchgehend der Rubrik „Personalkosten“ und nicht der 

davon getrennten Rubrik „Sach- und Finanzaufwand“ zugeordnet. Im Übrigen hat 

der Prozessbevollmächtigte der Beklagten im Rahmen einer Unterbrechung der 

mündlichen Verhandlung in Erfahrung gebracht und nach Wiederaufnahme der Ver-

handlung zu Protokoll erklärt, dass es nicht der – auch insoweit maßgeblichen – 

ständigen Verwaltungspraxis der Beklagten entspricht, Lohnsteuerabgaben und So-

zialversicherungsbeiträge als Sach- und Finanzaufwand zu Gunsten der Antragstel-

ler zu berücksichtigen.  

Dies alles vorausgeschickt ist ein Liquiditätsengpass nicht feststellbar, und zwar 

weder mit Blick auf den Dreimonatszeitraum von April bis Juni 2020 noch mit Blick 

auf denjenigen von Mai bis Juli 2020. Legt man die von der Klägerin mit Schriftsatz 

vom 17. August 2026 überreichten Unterlagen zugrunde und blendet die Personal-

kosten einschließlich der Lohnsteuerabgaben und Sozialversicherungsbeiträge 

– wie es der Verwaltungspraxis der Beklagten entspricht – aus, so ergibt sich für 

den Dreimonatszeitraum von April bis Juni 2020 ein Liquiditätsüberschuss von 

34.443,34 € und für den Zeitraum von Mai bis Juli 2026 ein solcher von 31.936,43 €. 

Ausgehend hiervon kann die Kammer die im Rahmen des verwaltungsgerichtlichen 

Verfahrens diskutierte Frage, ob der gesamte Kalendermonat der Antragstellung 
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– wie es die Beklagte praktiziert – in die Berechnung einzubeziehen ist oder ob 

– ausgehend vom Wortlaut der Ziffer 2.2.1 VV-CSH – die auf die Antragstellung 

folgenden drei Monate ausschlaggebend sind, offenlassen. Denn für keine der bei-

den Alternativzeiträume ergibt sich ein Liquiditätsengpass, sodass der Klägerin je-

denfalls kein Anspruch auf Corona-Soforthilfe zusteht. 

bb. Die von der Beklagten angewandte Vergabepraxis begegnet keinen Rechtmä-

ßigkeitsbedenken.  

(1) Soweit die Klägerin rügt, in anderen Bundesländern würden Corona-Soforthilfen 

großzügiger gewährt als in Rheinland-Pfalz, führt dies zu keinem für sie günstigeren 

Ergebnis. Der damit der Sache nach geltend gemachte Verstoß gegen den Gleich-

heitssatz aus Art. 3 Abs. 1 GG liegt nicht vor. Zwar handelt es sich bei den Corona-

Soforthilfen um Bundesmittel, diese werden aufgrund von Verwaltungsvereinbarun-

gen zwischen dem Bund und den Ländern nach Art. 104b Abs. 1 Satz 2, Abs. 2 GG 

aber durch Förderprogramme der Länder verteilt (vgl. hierzu weitergehend: VG 

Trier, Urteil vom 6. Mai 2026, a.a.O. S. 16). Hierdurch erhalten die Länder die Inter-

pretationshoheit für ihren jeweiligen Zuständigkeitsbereich. Werden Sachverhalte 

derart von zwei verschiedenen Trägern öffentlicher Gewalt gestaltet, so scheidet 

eine Verletzung von Art. 3 Abs. 1 GG von vornherein aus. Denn der Gleichheitssatz 

bindet jeden Träger öffentlicher Gewalt allein in dessen Zuständigkeitsbereich. Ein 

Land verletzt daher den Gleichheitssatz nicht deshalb, weil ein anderes Land den 

gleichen Sachverhalt anders behandelt (vgl. BVerfG, Nichtannahmebeschluss vom 

8. Mai 2008 – 1 BvR 645/08 –, juris Rn. 22 m.w.N.). 

(2) Die Verwaltungspraxis der Beklagten widerspricht nicht dem Zweck der Corona-

Soforthilfen. Letzterer ist durch Ziffer 1.1 VV-CSH hinreichend deutlich dahingehend 

konkretisiert, kleinen Unternehmen und Soloselbstständigen über Existenzgefähr-

dungen infolge der Corona-Krise hinwegzuhelfen. Dies erforderte zunächst ein 

schnelles und unbürokratisches Handeln der Beklagten, welche die Hilfen ohne nä-

here Prüfung im beantragten Umfang bis zur Höchstsumme von 9.000,00 € bei Un-

ternehmen bis einschließlich fünf Beschäftigten (Ziffer 3.2.1 VV-CSH) bzw. 

15.000,00 € bei Unternehmen bis einschließlich zehn Beschäftigten (Ziffer 3.2.2 VV-

CSH) gewährte. Ohne dieses schnelle Agieren hätte der Zweck der Corona-Sofort-

hilfen nicht erreicht werden können. Daraus folgt indes kein Anspruch auf das Be-

haltendürfen dieser Leistungen. Vielmehr ergibt sich geradezu zwingend, dass 
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jedenfalls im Nachgang das tatsächliche Vorliegen der Anspruchsvoraussetzungen 

zu prüfen und ggf. zurückzufordern ist. 

In diesem Zusammenhang verfängt auch die Berufung der Klägerin auf Äußerungen 

von Politikern, bei den Corona-Soforthilfen handele sich um einen „nicht rückzahl-

baren“ Zuschuss, nicht. Zunächst vermögen derartige Äußerungen weder den Inhalt 

der Verwaltungsvorschriften, noch die Verwaltungspraxis, noch den Inhalt konkreter 

Verwaltungsakte zu ändern. Zum anderen sollte mit den Äußerungen zur „nicht 

rückzahlbaren“ Förderung erkennbar lediglich eine Abgrenzung zu Förderungen in 

Form von Darlehen erfolgen, sprich es sollte zum Ausdruck gebracht werden, dass 

denjenigen, die einen Anspruch auf Corona-Soforthilfe haben, diese auch belassen 

wird. Subventionsbewerber, die – wie die Klägerin – die Voraussetzungen nicht er-

füllen, können daraus aber keinen Vertrauensschutz herleiten. 

(3) Der Umstand, dass die Beklagte bei Berechnung des Liquiditätsengpasses allein 

den Mittelzu- und -abfluss im Dreimonatszeitraum und nicht etwa den finanziellen 

Umfang der in diesem Zeitraum gestellten Rechnungen zugrunde legt, ist ebenfalls 

nicht zu beanstanden. Insbesondere verstößt diese Handhabung nicht gegen das 

Willkürverbot.  

Grundsätzlich steht es dem Zuwendungsgeber frei, sich für eine bestimmte Verwal-

tungspraxis zu entscheiden und diese zu handhaben. Die Willkürgrenze wird dabei 

selbst dann nicht überschritten, wenn es auch für eine alternative Förderpraxis gute 

oder ggf. sogar bessere Gründe gibt. Eine Verletzung des Willkürverbots liegt nur 

dann vor, wenn die maßgeblichen Kriterien unter keinem denkbaren Aspekt recht-

lich vertretbar sind und sich daher der Schluss aufdrängt, dass sie auf sachfremden 

Erwägungen beruhen (vgl. VG Trier, Urteil vom 6. Mai 2026, a.a.O. S. 19 m.w.N.). 

Dafür bestehen hier keine Anhaltspunkte. Vielmehr entspricht es dem Zweck der 

Corona-Soforthilfen, auf den unmittelbaren Mittelzu- und -abfluss im Dreimonats-

zeitraum abzustellen. Denn mittels der Corona-Soforthilfen sollten durch unmittel-

bare Umsatzeinbußen drohende Existenzgefährdungen abgewandt werden. Es 

ging gerade darum, den Kleinunternehmen und Soloselbstständigen durch die erste 

schwere Phase der Corona-Krise zu helfen, die sie nur dann besonders traf, wenn 

in diesem Zeitraum Mittelzuflüsse ausblieben. Im Übrigen sprechen auch Gründe 

der Verwaltungspraktikabilität für das – bei allen Antragstellern einheitliche – Ab-

stellen auf den tatsächlichen Mittelzu- und -abfluss.  
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(4) Auch das von der Klägerin vorgebrachte Argument, sie habe im Jahr 2020 im 

Vergleich zu sonstigen Jahren Umsatzeinbußen hinzunehmen gehabt, ist  

unbehelflich. Die Corona-Soforthilfen wurden – wie ausgeführt – nicht gewährt, um 

Umsatzeinbußen zu kompensieren, sondern dienten allein dem Zweck, Existenzge-

fährdungen in der ersten Phase der Corona-Krise entgegenzuwirken. 

(5) Sonstige Bedenken gegen die Rechtmäßigkeit der Vergabepraxis sind weder 

vorgetragen noch sonst ersichtlich. 

II. Die weiterhin erhobene Anfechtungsklage (Klageantrag zu 2.) ist zulässig, bleibt 

in der Sache aber ebenfalls ohne Erfolg. Die damit angegriffene, in Ziffer 4 des 

Schlussbescheids vom 8. Januar 2025 tenorierte Rückforderung der vorläufig be-

willigten und zur Auszahlung gebrachten Förderung ist in Gestalt des Widerspruchs-

bescheids vom 8. Dezember 2025 rechtmäßig und verletzt die Klägerin nicht in ihren 

Rechten (§ 113 Abs. 1 Satz 1 VwGO). 

1. Die Rückforderung durfte in entsprechender Anwendung des § 49a Abs. 1 VwVfG 

ergehen. Nach dieser Vorschrift sind bereits erbrachte Leistungen zu erstatten, so-

weit ein Verwaltungsakt mit Wirkung für die Vergangenheit zurückgenommen oder 

widerrufen worden oder infolge des Eintritts einer auflösenden Bedingung unwirk-

sam geworden ist. Die zu erstattende Leistung ist durch schriftlichen Verwaltungs-

akt festzusetzen. § 49a Abs. 1 VwVfG ist aufgrund derselben Interessenlage zu den 

gesetzlich benannten Fällen entsprechend anzuwenden, wenn – wie hier – ein Ver-

waltungsakt, der eine Zuwendung zunächst nur vorläufig bewilligt hat, rückwirkend 

durch einen anderen Verwaltungsakt („Schlussbescheid“) ersetzt wird, der die Zu-

wendung endgültig in geringerer Höhe festsetzt (vgl. BVerwG, Urteil vom 19. No-

vember 2009, a.a.O. Rn. 24; OVG NRW, Urteil vom 17. März 2023, a.a.O. Rn. 136). 

2. Der Schlussbescheid ist in Gestalt des Widerspruchsbescheids formell rechtmä-

ßig. Insoweit wird auf die Ausführungen unter I.2.a. Bezug genommen. 

3. Die Rückforderung ist auch inhaltlich nicht zu beanstanden. 

Wie bereits festgestellt, hatte die Klägerin in Ermangelung eines tatsächlichen Li-

quiditätsengpasses zu keinem Zeitpunkt einen Anspruch auf die Gewährung von 

Corona-Soforthilfe. Folglich sind die bereits erbrachten Leistungen zurückzugewäh-

ren. Ihrer Rückerstattungspflicht kann die Klägerin dabei weder den Wegfall der 
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Bereicherung noch sonstige Vertrauensschutzgesichtspunkte entgegenhalten. 

Denn auch insoweit steht die Vorläufigkeit des Bewilligungsbescheids vom 21. April 

2020 der Entstehung schutzwürdigen Vertrauens entgegen. 

Mit der erhobenen Verjährungseinrede dringt die Klägerin nicht durch. Der Erstat-

tungsanspruch war zum Zeitpunkt des Erlasses des Schlussbescheids noch nicht 

verjährt. Vielmehr begann die dreijährige Verjährungsfrist erst mit der Festsetzung 

des endgültigen Förderungsbetrags durch den Schlussbescheid vom 8. Januar 

2025 zu laufen und war deshalb bei dem gleichzeitigen Erlass des Rückforderungs-

bescheids nicht verstrichen. Hieran ändert nichts, dass die Erstattungsforderung 

rückwirkend entstanden ist. Durchsetzbar wird die Erstattungsforderung nach § 49a 

VwVfG analog erst mit Erlass des Schlussbescheids (vgl. hierzu eingehend: 

BVerwG, Urteil vom 15. März 2017 – 10 C 1.16 –, juris Rn. 17-18 m.w.N.; VG Düs-

seldorf, Urteil vom 20. Februar 2026 – 9 K 1677/25 –, juris Rn. 66 m.w.N.). 

Für eine Verwirkung – die von der Klägerin ebenfalls einredeweise geltend gemacht 

wurde – fehlt es am sogenannten Umstandsmoment. Dieses setzt voraus, dass zu-

sätzlich zu einer längerfristigen Untätigkeit Umstände hinzutreten, aus denen der 

Begünstigte berechtigterweise den Schluss ziehen durfte, der ursprüngliche Bewil-

ligungsbescheid sei endgültig und werde nicht mehr geändert. Das dadurch ent-

standene tatsächliche Vertrauen auf das Behaltendürfen der Leistung müsste dar-

über hinaus in einer Weise betätigt worden sein, dass durch die abweichende end-

gültige Festsetzung ein unzumutbarer Nachteil entstünde (vgl. OVG Mecklenburg-

Vorpommern, Beschluss vom 11. Juni 2010 – 2 L 165/06 –, juris Rn. 31 m.w.N.). 

Für all dies gibt der zugrundeliegende Sachverhalt nichts her. Insbesondere konnte 

sich das erforderliche schutzwürdige Vertrauen auf das Behaltendürfen der Hilfe 

angesichts der Vorläufigkeit der ursprünglichen Bewilligung und der Hinweise auf 

die Möglichkeit einer Rückforderung schon nicht etablieren.  

III. Die Kostenentscheidung beruht auf § 154 Abs. 1 VwGO. 

Die Entscheidung über die vorläufige Vollstreckbarkeit des Urteils wegen der Kos-

ten folgt aus § 167 VwGO.  

Gründe, die Berufung zuzulassen (§§ 124, 124a VwGO), liegen nicht vor. 
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Rechtsmittelbelehrung 

Die Beteiligten können innerhalb eines Monats nach Zustellung des Urteils die 
Zulassung der Berufung durch das Oberverwaltungsgericht Rheinland-Pfalz be-
antragen. Dabei müssen sie sich durch einen Rechtsanwalt oder eine sonstige 
nach Maßgabe des § 67 VwGO vertretungsbefugte Person oder Organisation ver-
treten lassen.  

Der Antrag ist bei dem Verwaltungsgericht Koblenz, Deinhardpassage 1, 56068 
Koblenz, schriftlich oder nach Maßgabe des § 55a VwGO als elektronisches Doku-
ment zu stellen. Er muss das angefochtene Urteil bezeichnen. In den Fällen des 
§ 55d VwGO ist ein elektronisches Dokument nach Maßgabe des § 55a VwGO 
zu übermitteln. 

Innerhalb von zwei Monaten nach Zustellung des Urteils sind die Gründe darzule-
gen, aus denen die Berufung zuzulassen ist. Die Begründung ist, soweit sie nicht 
bereits mit dem Antrag vorgelegt worden ist, bei dem Oberverwaltungsgericht 
Rheinland-Pfalz, Deinhardpassage 1, 56068 Koblenz, schriftlich oder nach Maß-
gabe des § 55a VwGO als elektronisches Dokument einzureichen. In den Fällen 
des § 55d VwGO ist ein elektronisches Dokument nach Maßgabe des § 55a 
VwGO zu übermitteln. 

Die Berufung kann nur zugelassen werden, wenn 

1. ernstliche Zweifel an der Richtigkeit des Urteils bestehen, 

2. die Rechtssache besondere tatsächliche oder rechtliche Schwierigkeiten auf-
weist, 

3. die Rechtssache grundsätzliche Bedeutung hat, 

4. das Urteil von einer Entscheidung des Oberverwaltungsgerichts, des Bun-
desverwaltungsgerichts, des gemeinsamen Senats der obersten Gerichts-
höfe des Bundes oder des Bundesverfassungsgerichts abweicht und auf die-
ser Abweichung beruht oder 

5. ein der Beurteilung des Berufungsgerichts unterliegender Verfahrensmangel 
geltend gemacht wird und vorliegt, auf dem die Entscheidung beruhen kann. 

  RinVG Blifernez ist wegen 
Urlaubs an der Beifügung 
ihrer Unterschrift gehin-
dert. 

  

Breitbach Breitbach Dr. Theobald 

(qual. elektr. signiert) (qual. elektr. signiert) (qual. elektr. signiert) 
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Beschluss 

Der Wert des Streitgegenstandes wird auf 15.000,00 € festgesetzt (§ 52 Abs. 3 
Satz 1, § 63 Abs. 2 Gerichtskostengesetz). 

Rechtsmittelbelehrung 

Gegen diese Entscheidung steht den Beteiligten und den sonst von der Entschei-
dung Betroffenen die Beschwerde an das Oberverwaltungsgericht Rheinland-Pfalz 
zu, wenn der Wert des Beschwerdegegenstands 200,00 € (in Rechtsstreitigkeiten, 
die vor dem 1. Januar 2026 anhängig geworden sind) bzw. 300,00 € übersteigt. 

Die Beschwerde ist nur zulässig, wenn sie innerhalb von sechs Monaten, nach-
dem die Entscheidung zur Hauptsache Rechtskraft erlangt oder das Verfahren sich 
anderweitig erledigt hat, eingelegt wird. 

Die Beschwerde ist bei dem Verwaltungsgericht Koblenz, Deinhardpassage 1, 
56068 Koblenz, schriftlich, nach Maßgabe des § 55a VwGO als elektronisches Do-
kument oder zu Protokoll der Geschäftsstelle einzulegen. In den Fällen des § 55d 
VwGO ist ein elektronisches Dokument nach Maßgabe des § 55a VwGO zu über-
mitteln. 

  RinVG Blifernez ist wegen 
Urlaubs an der Beifügung 
ihrer Unterschrift gehin-
dert. 

  

Breitbach Breitbach Dr. Theobald 

(qual. elektr. signiert) (qual. elektr. signiert) (qual. elektr. signiert) 

 


